
und teilweise völlig brachliegen. Die jugend-
liche Subkultur wäre demnach Ausdruck des 
Ausbruchs aus der „seelenlosen Zivilisation". 
Das „Zurück-zur-Natur" meint zwar nicht die 
primäre Natur, obwohl auch diese in zuneh-
mendem Maße wieder entdeckt wird, ent-
spricht aber in seiner Struktur den Aus-
bruchsversuchen früherer Jugendbewegun-
gen: nämlich als Versuch, der Domestikation 
und Repression der Erwachsenenwelt mit ih-
ren Ritualen und Zwängen zu entfliehen und 
Lebensräume der Wirrnis als eigentliche Er-
füllung menschlicher Bedürfnisse zu besie-
deln. Die Empfindung, daß der Geist der Wi-
dersacher der Seele sei, mag gesellschaftskri-
tisch als Absage an die Produktionsverhält-
nisse des Spätkapitalismus und als Idealisie-
rung eines klassenlosen paradiesischen Gesell-
schaft sich ausprägen; es handelt sich jedoch 
meist um spielerisch bzw. verspielt abge-
steckte Spielräume vegetativen Daseins, die 
— soweit sie von der Gesellschaft geduldet 
werden — als jugendliche Narrheit erschei-
nen, die allerdings, bei entsprechender Unter-
drückung, aus dem Vegetativen ins Aggressi-
ve umkippen. Selbstverständlich ist der Wan-
del der Blumenkinder in kriminelle Gangs, 
häufig von satanistischen Mythen befördert, 
nicht nur reaktiv zu verstehen (auch wenn 
man Megalopolis, wie etwa der Stadtland-
schaft von Los Angeles, die jugendliche Per-
version als Spiegelbild der zerstörten gesell-
schaftlichen Identität wesentlich anlasten 
muß), sondern in der vegetativen Einseitig-
keit jugendlichen Verhaltens mit angelegt — 
da hier die Ganzheit menschlich-jugendlicher 
Strebungen unerfüllt bleibt. Der Sublimie-
rungsverzicht führt keineswegs zu einem „Be-
hagen in der Kultur", sondern zum Gefühl 
und Erlebnis menschlicher Unerfülltheit, was 
sich als Neid auf das scheinbare Glück der 
anderen (im besonderen der Erwachsenen) 
ausformt und schließlich — in Extremfällen 
— den kriminellen Angriff auf die in der ve-
getativen Wildnis nicht erreichbare „urbane" 
Lebensweise bewirkt.

Solche Deutungsversuche beziehen sich, dies 
sei nochmals nachdrücklich betont, auf zwar 
tonangebende, aber prozentual verhältnismä-
ßig kleine Teile der Jugend, während der grö-
ßere Teil der Jugend eigentlich gar nicht als 
Jugend in Erscheinung tritt, sondern — nach 
Verlassen der Kindheit — verhältnismäßig 
rasch dem Erwachsenendasein sich integriert 
oder dieses zumindest kopiert. Der berufstäti-
ge Jugendliche z. B., und diese Gruppe umfaßt 
rund 80 Prozent, hat gar nicht das Privileg, 
die Jugendrolle ausführlich spielen zu dürfen. 
Es wird zwar in seiner Freizeit mehr oder we-

niger an den Attitüten privilegierter Jugend 
(nämlich Jugend sein zu können) sich zu 
orientieren versuchen, aber diese Orientie-
rung dürfte nicht von tiefgreifender Auswir-
kung sein.

Einer Ausnahme hierzu kommt freilich beson-
dere Bedeutung zu: nämlich der Rolle, die die 
Jugend in der Warenästhetik spielt. Hier han-
delt es sich um die „Bilder" von Jugend, die, 
ohne Fixierung an bestimmte Alterstufen, den 
Nicht-Jugendlichen insofern noch wesentlich 
stärker erfassen dürften als den Jugendlichen, 
da ja die Sehnsucht, jung zu sein, vor allem 
diejenigen erfüllt, die es nicht mehr sind. Die 
Trivialmythen der Werbung sind zum über-
wältigenden Teil darauf ausgerichtet, das ju-
gendliche „Frischwärts“ als Losung für 
menschliche Existenz schlechthin zu suggerie-
ren und mit Hilfe quantitativer Massierung 
und qualitativen Geschicks (nämlich waren-
ästhetischen Raffinements) die Außenwelt zur 
Innenwelt werden zu lassen. „Jugend" (Sonne 
und Amore) ist dabei gar nicht mehr nur Ver-
packung, warenästhetisches Werbemittel; sie 
löst sich vom Produkt und wird sui generis 
zum sinnlich-sittlichen Mentalitätsmuster, das 
— entsprechend internalisiert — als Innen-
welt der Außenwelt wieder in die Außenwelt 
umschlägt und diese mit entsprechenden 
(Konsum)Erwartungen belegt. Schönheit wird 
völlig depraviert; die Ästhetik auf das Ni-
veau besinnungs-losen, saturierten Glücklich-
seins heruntergeschwindelt, während sie doch 
in Wirklichkeit (als Ausdruck von Anmut 
und Würde) der Schwerkraft und den Gefähr-
dungen abgerungen werden müßte bzw. als 
kritisches Movens sich zu erweisen hätte. Ju-
gend als Mode, Mode als Jugend — dies be-
deutet Kahlschlag der geistig-seelischen 
Landschaft. Der „ästhetische Staat" hätte hier 
mit allen Kräften um Gegensteuerung sich zu 
bemühen, d. h. die warenästhetische Vermark-
tung der Jugend wie die Verjugendlichung 
der Äthetik abzuwenden, also eine gesell-
schaftsrelevante Ästhetik zu entwickeln und 
zu praktizieren. Konfrontiert mit der modi-
schen Pervertierung jugendlichen Soseins und 
der für die gesamtgesellschaftliche Rollen-
konstellation fatalen Verabsolutierung von 
Jugend, wü
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rde die Wiedergewinnung des 
Ästhetischen (als umfassender Begriff für 
Spiel, Kunst, Kultur) Abhilfe bedeuten. )  

26) Hierzu ausführlich H. Glaser / K. H. Stahl, Die 
Wiedergewinnung des Ästhetischen. Perspektiven 
und Modelle einer neuen Soziokultur, München 
1974.



VI. Das Defizit demokratischer Identität

Es gibt nun einige Begriffe, die komplexe und 
komplizierte Tatbestände bzw. Handlungsmu-
ster umreißen, an denen meines Erachtens die 
augenblickliche mentale Situation sich beson-
ders gut auskristallisiert. Mit anderen Wor-
ten: an ihnen läßt sich der Pegelstand des 
kollektiven Bewußtseins, soweit eine an Häu-
figkeitsmerkmalen sich orientierende Sozial-
psychologie Aussagen überhaupt wagt, eini-
germaßen ablesen. Dementsprechend sollen 
nachfolgend einige „Markierungen" gegeben 
werden — und zwar: zur Resonanz des 
Grundgesetzes; zur politischen Identitätsbil-
dung; zur Demokratisierung; zur Disziplinie-
rung der Demokratie und zum geschichtlichen 
Bewußtsein.
Jürgen Seifert hat in seinem Buch „Grundge-
setz und Restauration" festgestellt, daß in al-
len entscheidenden Bereichen, z. B. der Sozial-
staatlichkeit mit Eigentumsbildung, der Mit-
bestimmung, antifaschistischer und antimilita-
ristischer Grundhaltung, im Rahmen der Re-
staurierung des bürgerlichen Systems in 
Westdeutschland bewußt durch Verfassungs-
änderungen Rückbildungen vorgenommen 
worden seien27). Sie ließen die Verfassungs-
wirklichkeit von heute weit hinter den An-
spruch von 1949 zurückfallen. Seit der Ver- 
kündung des Grundgesetzes seien 45 Artikel 
geändert bzw. mehrmals geändert, 35 Artikel 
neu eingefügt und fünf Artikel gestrichen, 
insgesamt rund 50 Verfassungssätze hinzuge-
fügt, neu verfaßt oder gestrichen worden. Sei-
fert zitiert Ferdinand Lassalle (1862 im preu-
ßischen Verfassungskonflikt): „Keine Fahne, 
die hundert Schlachten mitgemacht hat, kann 
so zerfetzt und durchlöchert sein wie unsere 
Verfassung". In den Vereinigten Staaten habe 
es demgegenüber 18 Jahrzehnte gebraucht, 
um zu zwei Dutzend Verfassungsänderungen 
zu kommen. Unabhängig von diesem restau- 
rativen Trend sei im Grundgesetz überhaupt 
die Ungleichheit der materiellen Lebensver-
hältnisse der Menschen, trotz politischer 
Emanzipation, fixiert. Abgesehen von weni-
gen sozialstaatlichen Rechten werde in allen 
Fragen, welche die materielle Existenz des 
Menschen betreffen, das Individuum nicht als 
Staatsbürger, sondern als egoistischer Mensch 
genommen. Der eigentliche und wahre 
Mensch im gegenwärtigen sozialen System 
sei das egoistische Individuum der bürgerli-
chen Gesellschaft, das gezwungen würde, sich 
zum Teil herabzuwürdigen und andere als 
Mittel zu benutzen.

27) J. Seifert, Grundgesetz und Restauration, Darm-
stadt und Neuwied 1974, S. 7 ff. und S. 55.

Seifert stellt ferner fest, daß das Grundgesetz 
heute zwar weniger als früher geändert, dafür 
jedoch durch Gremien ausgehöhlt werde, die 
im Grundgesetz überhaupt nicht vorgesehen 
seien und die Beschlüsse faßten, die von grö-
ßerer Bedeutung wären als förmliche Verän-
derungen der Verfassung. Sein Fazit: „Eine 
Verfassung kann nicht durch eine Aushöh-
lung außerhalb der Legalität und durch den in 
der Bundesrepublik 25 Jahre lang praktizier-
ten Grundgesetzrevisionismus angetastet wer-
den, sondern auch durch Interpretationen, die 
aus allgemeinen Verfassungssätzen unmittel-
bar das Konzept für die Organisation diffe-
renzierter politisch-gesellschaftlicher Vorgän-
ge abzuleiten versucht und die dabei Rechts-
auslegung ersetzt durch konservative (oder 
auch linke) Rechtstheologie."

Auf der anderen Seite des Beurteilungsspek-
trums von Verfassungsidee und -Wirklichkeit 
finden wir eine Position, die jeweils dann, 
wenn die gesellschaftlichen Bemühungen auf 
eine stärkere Verwirklichung der im Grund-
gesetz niedergelegten sozialstaatlichen Grund-
rechte aus ist, also auf das, was Willy 
Brandt einmal „Mehr-Demokratie-wagen“ 
nannte, verfassungsfeindliche Tendenzen un-
terstellt und in vorgegebener Wortgläubig-
keit das Grundgesetz als absolut systemstabil 
interpretiert. Von hier aus wird dann auch 
gesellschaftsdynamische Beweglichkeit, wird 
im besonderen die Gruppe der „Systemverän- 
derer" und „Systemüberwinder" der Verfas-
sungsfeindlichkeit bezichtigt:

In der „Mitte" steht die z. B. von Fritz Vilmar 
mit Recht vertretene These, daß umfassende 
Demokratisierungsstrategien durchaus evollu- 
tionär, auf den Boden des Grundgesetzes und 
seiner Prinzipien einer freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung verwirklicht werden 
könnten. Vilmar stellt fest, daß ein gesell-
schaftliches System in einer Zeit ständiger 
wissenschaftlich-technischer, edukativer und 
ökonomischer Weiterentwicklung eines ständi-
gen Veränderungs- und Reformprozesses be-
dürfe; der Begriff „Systemveränderung" sei zu 
einem emotionalisierten Grenzbegriff lediglich 
durch Ideologien von links und von rechts ent-
artet.

Ungewöhnlich, für den gesunden Menschen-
verstand suspekt geworden, sei so der an sich 
normale Vorgang der Systemveränderung 
aufgrund des Ideologiecharakters einander 
entsprechender statisch-konservativer bzw. 
statisch-revolutionärer Vorstellungen des ge-
sellschaftlichen Systems: „Konservative wie 



orthodoxe Linke setzen .System' gleich markt-
wirtschaftlicher bzw. kapitalistischer Ord-
nung, und bezeichnenderweise identifizieren 
beide ideologische Richtungen dieses ökono-
mische Teilelement unseres gesellschaftlichen 
Gesamtsystems mit der parlamentarisch-de-
mokratischen Ordnung — freilich mit dem 
entscheidenden Unterschied, daß die Konser-
vativen eben darum die Privatwirtschaft als 
Element der’ Demokratie — verfassungs-
rechtlich unhaltbar!" — zu idealisieren, ihre 
Kritik und Umgestaltung als .verfassungs-
feindlich' zu diffamieren versuchen, während 
orthodoxe Linke umgekehrt den .Klassencha-
rakter' (Legitimationsschleier) der bestehen-
den demokratischen Verfassung eben daraus 
abzuleiten versuchen, daß — entgegen der 
klaren verfassungsrechtlichen Sachlage — 
diese parlamentarische Ordnung Garant der 
privaten Verfügung über die Produktionsmit-
tel sei. Beide Ideologien sind, wie gesagt, ver-
fassungsrechtlich und damit politisch unhalt-
bar. Es kann nicht oft und deutlich genug be-
tont werden, daß einzig und allein die .frei-
heitlich-demokratische Grundordnung' den — 
sehr weiten — Gestaltungsrahmen des verfas-
sungsmäßigen Systembegriffs definiert. Nach 
der vom Bundesverfassungsgericht erarbeite-
ten Definition dieser Grundordnung kann 
aber von einem .Verbot' sozioökonomischer 
Veränderungen innerhalb des so bestimmten 
Gesamtsystems überhaupt keine Rede sein. 
Das Sozialstaatsgebot erheischt ganz im Ge-
genteil einen ständigen Veränderungsprozeß 
im Interesse der noch lange nicht verwirk-
lichten sozialen Sicherheit und Gerechtigkeit 
(von der noch nicht realisierten Menschen-
würde gemäß Artike 1 GG in vielen gesell-
schaftlichen Teilbereichen einmal ganz abge-
sehen). Die politische, verfassungsgemäße 
Frage kann also nicht lauten: Systemverände-
rung ja oder nein? — denn diese Frage kann 
sachlogisch nur bejaht werden. Die Frage 
kann, richtig gestellt, nur lauten: Systemver-
änderung auf dem Boden der freiheitlich-de-
mokratischen Grundordnung — oder in Miß-
achtung, durch Zerstörung dieser unserer de-
mokratischen Grundördnung?" 28)
Das entscheidende Problem dürfte, sozialpsy-
chologisch gesehen, darin bestehen, ob es 
z. B. durch Erziehung gelungen ist, bzw. ge-
lingt, im Verhältnis zum Grundgesetz die 
Position der „dynamischen Mitte" so zu habi- 
tualisieren, daß sie das Bewußtsein des Groß-
teils der Bevölkerung zu bestimmen vermag.

28) F. Vilmar, Systemveränderung auf dem Boden 
des Grundgesetzes. Gesellschaftsreform als Prozeß 
umfassender Demokratisierung, in: Aus Politik ud 
Zeitgeschichte, B 18/74, S. 4 f.

Hier muß man mit Betroffenheit wohl feststel-
len, daß die nach den Ereignissen der deut-
schen Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts 
besonderes überraschende Tatsache, daß wir 
heute in der Bundesrepublik eine der freiheit-
lichsten Staats- und Gesellschaftsordnungen 
(auf der Basis sozialer Demokratie) haben, nur 
von wenigen aktiv bejaht und mit staatsbür-
gerlichem „Glücksgefühl" registriert wird. 
Diejenigen, die sich an die Zeit des Dritten 
Reiches, ohne biographische Belastung oder 
nach deren Überwindung, zurückerinnern, 
müßten eigentlich sehr konkret wissen, wel-
che erfreuliche Wegstrecke auf das Ziel des 
humanen Staates hin zurückgelegt werden 
konnte. Die „public happiness", die das 
Grundgesetz der Gesellschaft ermöglicht, ent-
bindet nicht von ständiger kritischer (system-
kritischer) Arbeit, sondern fordert sie gerade-
zu, da man ja sonst das Angebot des Grund-
gesetzes, das einen Auftrag an den Citoyen 
und die gesellschaftlichen Kräfte darstellt, 
verfehlen würde. Verfassungstreue schließt 
somit die unwandelbare Bereitschaft zum hu-
manen Handeln im Rahmen jener unantastba-
ren Grundlinien, die solches Handeln ermögli-
chen, ein.
Der verfassungstreue Bürger gleicht nicht 
dem Mitglied einer Bekenntnisschule; er be-
greift Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit als 
Vorgang von Aktion und Interaktion; der 
„Traum" von einer Sache muß zur Sache des 
Bewußtseins, vor allem zur Sache des Han-
delns gemacht werden, damit man sie wirk-
lich besitzt. Die fortschreitende Humanisie-
rung des Staates als der großen Leitidee, die 
im Rahmen einer den Menschen als Men-
schen beschreibenden Anthropologie den 
Staat erst legitimiert, bedarf aber innerlicher 
Erfülltheit, die bislang, als kollektive Identi-
tät mit dem Grundgesetz, leider nicht erreicht 
worden ist.
Im Sinne Hegels ist von einer „falschen Iden-
tität" zu sprechen, wenn die Einheit eines in 
seine Momente zerfallenden Lebenszusam-
menhangs nur noch gewaltsam aufrechter-
halten werden. Jürgen Habermas hat immer 
wieder darauf hingewiesen, daß wir uns in ei-
ner Identitätskrise befänden, die es dadurch 
zu überwinden gälte, daß diese unsere kom-
plexe Gesellschaft eine „vernünftige Iden-
tität" ausbilde. Solche „vernünftige Identi-
tät" hätte, meiner Meinung nach, vorrangig 
die Identität mit dem Grundgesetz, als Basis 
allen gesellschaftlichen Bewußtseins und 
Handelns, einzuschließen. In seiner Rede aus 
Anlaß der Entgegennahme des Hegel-Preises 
stellt Habermas u. a. fest: „Die kollektive 
Identität ist heute nur noch in reflexiver Ge-



stalt denkbar, nämlich so, daß sie im Bewußt-
sein allgemeiner und gleicher Chancen der 
Teilnahme an solchen Kommunikationspro-
zessen begründet ist, in denen Identitätsbil-
dung als kontinuierlicher Lernprozeß stattfin-
det. Solche wert- und normbildenden Kommu-
nikationen haben keineswegs immer die Prä-
zisionsform von Diskursen, und sie sind kei-
neswegs immer institutionalisiert, also an be-
stimmten Orten zu bestimmten Zeiten erwart-
bar. Sie bleiben häufig diffus, treten unter 
sehr verschiedenen Definitionen in Erschei-
nung und dringen, von der ,Basis' ausströ-
mend, in die Poren der organisationsförmig 
geordneten Lebensbereiche ein. Sie haben ei-
nen subpolitischen Charakter, d. h. sie laufen 
unterhalb der Schwelle politischer Entschei-
dungsprozesse ab: sie nehmen aber indirekt 
Einfluß auf das politische System, weil sie 
den normativen Rahmen der politischen Ent-
scheidungen verändern. Die Diskussionen 
über die sogenannte Lebensqualität sind ein 
Anzeichen für solche subkutan herbeigeführ-
ten Änderungen oder auch nur Thematisie-
run 29gen." )
Dies ist eine wichtige Feststellung, die im be-
sonderen in die Diskussion über die Weiter-
entwicklung der politischen Bildung einzu-
bringen wäre. Hierfür hat jüngst Hartmut von 
Hentig wichtige Hinweise gegeben, als er 
von der Notwendigkeit der „Wiederherstel-
lung der Politik" sprach, wobei Politik nach 
seinem Verständnis die gemeinsame bewegli-
che Regelung gemeinsamer Angelegenheiten 
bedeutet, die Selbstbestimmung des einzelnen 
durch Mitbestimmung in der Gemeinschaft. 
Selbstsein verwirklicht sich demzufolge durch 
Teilhabe an gemeinschaftlichen Entschei-
dungsprozessen, durch Mitarbeit an der ge-
meinsamen Überwindung der Krise. Unter 
„Politagogik" kann in diesem Sinne eine Er-
ziehung zur Politik verstanden werden, die 
sich den Luxus der Beliebigkeit nicht mehr 
leistet, sondern in ständigem Handeln die 
Identifikation mit dem Grundgesetz ermög- 
licht, die den einzelnen durch sein eigenes
Sein in die Mitwissenschaft des Ganzen 
bringt.
Diesen Bildungsweg gehen, heißt, um Hart-
mut von Hentigs entsprechenden Vorschlag 
aufzugreifen, „den Weg über die Politik 
selbst gehen, also über eine Antizipation der 
erstrebten Selbstbestimmung in dafür heute 
schon geeigneten und empfänglichen Teilbe-
reichen, d. h. über die Mobilisierung der ge-
eigneten Subsysteme, so daß sich statt der ge-
fürchteten und darum geächteten, und folg-

29) J. Habermas/D. Henrich, Zwei Reden. Aus An-
laß des Hegel-Preises, Frankfurt/M. 1974, S. 66 f. 

lieh mit allen Mitteln verhinderten System-
überwindung so etwas wie eine allmähliche 
Verschiebung und Wandlung des Systems mit 
seinen eigenen M 30itteln ergibt" ).  Das polita- 
gogische Verfahren der Emanzipation muß 
bei Subsystemen beginnen, weil es nur dort 
erfolgreich praktiziert werden kann. Durch 
größere Teilhabe an kleineren Interaktions-
einheiten (z. B. in der Schule) und in vielen 
Bereichen des jugendlichen wie des Erwach-
senenbereichs (Mitbestimmungsgremien) wer-
den Erfolgserlebnisse vermittelt, die politi-
sches Engagement immer neu stimulieren. Die 
Perspektive dieser Erziehung zur Politik ist, 
der Politik gleich, die der Totalität, d. h. der 
totalen Idenfikation mit dem Rollenspiel des 
Zoon politikon; die Privatsphäre bleibt davon 
unberührt. Aus solchem Blickwinkel betrach-
tet, trägt jeder Teilerfolg zum Gesamterfolg 
bei. „Politik kann gegen die überwältigenden 
Grundtatbestände der industriellen Zivilisa-
tion erfolgreich nur sein, wenn sie zugleich 
das System wandelt, das sie steuert. Das — 
so scheint mir — kann nur durch Subsysteme 
gelingen, die im Gesamtsystem Funktion und 
Ansehen und also schon etwas Macht ha-
ben und die das Gesamtsystem darum aus 
sich selbst heraus verändern können. 
Dem Gesamtsystem, das sehr viel mehr Macht 
hat, sind die Subsysteme gleichwohl überle-
gen, weil und insofern sie eine Identität ha-
ben. Sie können sich selbst bestimmen, nicht 
in erster Linie, weil sie bestimmen können, 
sondern weil sie ein ,Selbst' sind." 81)

Demokratisierung ist ein ganz besonders 
wichtiges „Instrument" kollektiver Identitäts-
bildung, da eben nur so die Diskrepanz zwi-
schen Verfassungsidee und Verfassungswirk-
lichkeit überwunden bzw. dort, wo sie zur 
Zeit und aus bestimmten Gründen nicht über-
windbar ist, im Tun eingesehen werden kann 
(sowohl was die Transparenz wie die rationa-
le Verarbeitung des Gegensatzes betrifft). 
Aus Gründen, die es hier nicht näher zu erör-
tern gilt, hat der Begriff der „Demokratisie-
rung" weitgehend Fetischcharakter angenom-
men. Das Mißverständnis, das Demokratisie-
rung weitgehend „Phonokratie" bedeute, 
d. h. die ständige lautstarke Artikulation aller 
zu allem, ohne Kompetenz- und Legitima-
tionsnachweis, hat das konservative Roll-
back ins Gegenteil, in die Denunziation von 
Demokratisierung als praxisverhindernde 
„Rederei", entscheidend gefördert.
In seinem neuen, vom Gesamtinhalt her ent-
täuschenden, im Titelmotto jedoch faszinie-

30) H. v. Hentig, Die Wiederherstellung der Politik. 
Cuernavaca revisited, München 1973, S. 63.
31) H. v. Hentig, a. a. O., S. 17. 



renden Buch hat Gerhard Szczesny die „Diszi-
plinierung der Demokratie" gefordert32 ). Die 
Vokabel „fortschrittlich" diene häufig nur als 
Alibi für das Unvermögen, Selbstbeherr-
schung ausüben zu können. Statt wichtige 
Ordnungsbegriffe neu zu durchdenken und 
durch Praxis „fortzuschreiben", habe die Linke 
die Orientierungsrahmen für menschliche Ge- 
sellung mit leichter Hand weggeschoben. Der 
starke Staat, der freilich als gerechter, sozia-
ler und demokratischer Staat zu verwirkli-
chen sei, ermögliche erst, daß Personalität 
entstehen und der Aufbau der Kulturgesell-
schaft erfolgen kann; dazu bedarf es der Wil-
lensentscheidung und Willensleistung, die 
wiederum einen Disziplinierungsprozeß dar-
stellten. Ein unneurotisches Verhältnis zur 
Autorität sei herzustellen. Die Entscheidung 
falle links von der Mitte; hier könnten und 
sollten sich neu sammeln, „deren Ziel die hu-
mane Stabilisierung und Optimierung des Da-
seins der hier und jetzt und unter diesen Ver-
hältnissen lebenden Menschen ist, ohne daß 
sie deshalb aufhören, für die stete Verbesse-
rung dieser Verhältnisse zu kämpfen". Es 
gäbe dabei keinen Kompromiß zwischen ei-
nem Programm der Humanität, das sich als 
eine inner- und einzelmenschliche Aufgabe 
begreife, und einem anderen, das seine Ver-
wirklichung für die Funktion einer kollekti-
vistischen Gesellschaftsordnung halte. Die 
vierte Stufe der Freiheit werde dann erreicht, 
wenn wir Selbst-Verwirklichung nicht mehr 
als Selbst-Enthemmung, sondern als Selbst- 
Beherrschung begriffen und betrieben.

32) G. Szczesny, Die Disziplinierung der Demokra-
tie. Oder: Die vierte Stufe der Freiheit, Reinbek bei 
Hamburg 1974.

Im Umfeld der notwendigen Disziplinierung 
der Demokratie (als Prozeß der Selbstbeherr-
schung und Selbstfindung sowie der Anerken-
nung von Orientierungsrahmen ohne deren 
Verabsolutierung) erscheint es angebracht, ei-
nige Überlegungen zum Geschichtsverständ-
nis, zur Frage der antiautoritären Erziehung 
und zur Frage des Pragmatismus anzufü-
gen:
Der „Abschied von der Geschichte" nach 1945 
war Folge der tiefgreifenden Enttäuschung 
über die Perversion abendländischer Werte 
und Kulturvorstellungen, die im besonderen 
im nationalsozialistischen Deutschland ein 
unvorstellbares Ausmaß angenommen hatten. 
Daß man aus der Geschichte nur lerne, daß 
aus ihr nichts zu lernen sei, war hier auf un-
geheuerlicher Weise demonstriert worden. 
Der Staat als SS-Staat bedeutete die totale 
Umkehrung und Verkehrung der Hegeischen 
Staatsmystik; im Reich der niederen Dämonen 

war vom Gang Gottes durch die Geschichte 
nichts, aber auch gar nichts mehr zu verspü-
ren. Diesen geschichtlichen Pessimismus bzw. 
Agnostizismus hat Gottfried Benn auf die For-
mel gebracht: „Der Inhalt der Geschichte. Um 
mich zu belehren, schlage ich ein altes Schul-
buch auf, den sogenannten kleinen Ploetz: 
Auszug aus der alten, mittleren und neuen 
Geschichte, Berlin 1891, Verlag A. G. Ploetz. 
Ich schlage eine beliebige Seite auf, es ist die 
Seite 337, sie handelt vom Jahre 1805. Da fin-
det sich: einmal Seekrieg, zweimal Waffen-
stillstand, dreimal Bündnis, zweimal Koali-
tion, einer marschiert, einer verbündet sich, 
einer vereinigt seine Truppen, einer verstärkt 
etwas, einer rückt deran, einer nimmt ein, ei-
ner zieht sich zurück, einer erobert ein Lager, 
einer tritt ab, einer erhält etwas, einer eröff-
net etwas glänzend, einer wird kriegsgefan-
gen, einer entschädigt einen, einer bedroht ei-
nen, einer marschiert auf den Rhein zu, einer 
durch ansbachisches Gebiet, einer auf Wien, 
einer wird zurückgedrängt, einer wird hinge-
richtet, einer tötet sich — alles dies auf einer 
einzigen Seite, das Ganze ist zweifellos die 
Krankengeschichte von Irren."

Als Reaktion auf die Stunde Null war diese 
Haltung verständlich; vor allem auch, weil 
die deutsche Schule in ihrem Geschichtsun-
terricht bis in die jüngste Zeit hinein die Be-
handlung der Geschichte des Geistes und der 
Kultur mißachtete, worüber sie entweder in 
positivistischer Stoffhuberei festlief, oder — 
ohne philosophisches Rückgrat — der Ideolo-
gisierung verfiel. Nun gilt es, wieder ein.Ge-
schichtsverständnis aufzubauen, das auf der 
einen Seite den Abschied von der falschen 
Geschichtsbetrachtung als glückhafte Mög-
lichkeit des Aufbruchs zu neuen Ufern nutzt, 
auf der anderen aber auch die Geschichtslo- 
sigkeit, wie sie uns heute vielfach entgegen-
tritt, zu überwinden vermag. Diese Form der 
Geschichtslosigkeit, vor allem bei der jünge-
ren Generation, ist nicht Folge der leiden-
schaftlichen Reaktion auf die Erfahrung histo-
rischer Perversion, sondern Ausdruck eines 
warenästhetisch verpackten traditionslosen 
Fortschrittsgefühls, das in Wirklichkeit re-
gressiv ist, weil es seine Substanzlosigkeit 
gar nicht zu erkennen vermag. Dieses „Frisch- 
wärts" kleidet sich häufig scheinradikal 
bzw. pseudorevolutionär ein (orientiert im 
Habitus an dem, was in den Revolutionsbouti-
quen angeboten wird). Würde der Gedanken-
strich zwischen Vergangenheit und Zukunft 
zur unüberbrückbaren Zäsur, ergäbe sich ein 
Substanzverlust, der auch die Wiederherstel-
lung der Politik im Sinne Hartmut von Hen- 
tigs nicht mehr ermöglichen würde.



Richard Saage

Konservatismus und Demokratie
Zur neuesten Kontroverse 
über den Konservatismus

Nachdem sich angesichts der zur Zeit in der 
Bundesrepublik zu beobachtenden „Reorgani-
sation und Reideologisierung des Konserva-
tismus" (Bruno Friedrich) Armin Mohlers Dik-
tum, „mit dem unaufhaltsam scheinenden Ab-
rutschen der Welt n 1ach links" ) sei es vor-
bei, mehr denn je zu bewahrheiten scheint, 
hat die Diskussion über den Konservatismus 
neuen Auftrieb erhalten. Daß im Umkreis die-
ser Auseinandersetzung Helga Grebings Ar-
beit 2) eine zentrale Rolle spielt, dürfte kein 
Z

3
ufall sein. Hatte Martin Greiffenhagen auf 

das „Dilemma des Konservatismus" ) hinge-
wiesen, das darin bestehe, daß dieser den 
Kampf gegen den Rationalismus nur mit des-
sen Mitteln führen könne, so untersuchte 
Grebing die unmittelbar politische Dimension 
des Konservatismus: sie begreift ihn „als die 
dem historischen Prozeß der Demokratisie-
rung immanente Gegenbewegung", die sich 
„zur Erhaltung ökonomischer, sozialer und 
politischer Macht- und Herrschaftspositionen 
oder zur Rückeroberung bereits verlorener" 
notwendig „gegen die Dynamik des Prozesses 
der Emanzipation bisher Unterprivilegierter 

zur Selbstbestimmung und Selbstherr-
schaft" 4) richten muß.

Die Kontroverse, die diese Fassung des Be-
griffs Konservatismus auslöste, hat unterdes-
sen durch Hans Günter Hockerts5 5) Aufsatz 
auf der einen sowie Lutz Wincklers 6) und 
Graf Westarps 7) Beiträge auf der anderen 
Seite einen vorläufigen Höhepunkt erreicht. 
Wird von der einen „Richtung" grundsätzlich 
in Frage gestellt, daß der Konservatismus 
notwendig durch eine gegen die Erweiterung 
von politischen und sozialen Partizipations-
chancen gerichtete Tendenz charakterisiert 
sein muß, so wird von der anderen die von 
Grebing aufgezeigte politische Relevanz des 
Konservatismus, insbesondere seiner techno-
kratischen Variante, bezweifelt. Im folgenden 
sollen nun beide Positionen, wie sie sich im 
Rahmen dieser Kontroverse abzeichnen, in ih-
ren Grundzügen skizziert und gleichzeitig 
überprüft werden, ob sie ihrem eigenen An-
spruch genügen, tragfähige Alternativen zu 
Grebings Konservatismusverständnis entwik- 
kelt zu haben.

Schon Christian Graf von Krockow stellte an-
gesichts der negativen Bilanz des deutschen 
Konservatismus die Frage, „ob Konservatis-
mus als Bewahrung allein im Sinne der Ver-
hinderung von politisch-gesellschaftlichen 
Veränderungen definiert werden muß: ob es 
nicht einen Konservatismus, zum mindesten 
konservative Momente geben kann, deren 
Funktion gerade darin liegt, produktive Ver-
änderungen dadurch zu ermöglichen, daß die-
se gegen die Gefahren der Willkür und damit 
gegen einen Despotismus abgesichert werden, 
der als Konsequenz der Willkür in der Abfol-
ge von Angst, Panik, Aggression, Erstarrung

1) Armin Mohler, Konservativ 1969, in: H. J. 
Schoeps, Chr. Dannenmann (Hrsg.), Formeln deut-
scher Politik, München, Eßlingen 1969, S. 118.
2) Helga Grebing, Konservative gegen die Demo-
kratie. Konservative Kritik an der Demokratie in 
der Bundesrepublik, Frankfurt 1971.
3) Martin Greiffenhagen, Das Dilemma des Kon-
servatismus in Deutschland, München 1971.

stets auf der Lauer liegt" 8). v. Krockow geht 
in seiner Argumentation aus von der im Rah-
men der bürgerlichen Gesellschaft erfolgten 
Entwicklung der Produktivkräfte, die zugleich 
mit der Erweiterung des menschlichen Hand-
lungsspielraums eine permanente Fundamen- 

4) Helga Grebing, Positionen des Konservatismus 
in der Bundesrepublik, in: Grebing, Greiffenhagen, 
von Krockow, Müller (Hrsg.), Konservatismus — 
Eine deutsche Bilanz, München 1971, S. 33.
5) Hans Günter Hockerts, Konservatismus — Sand 
im Getriebe des Fortschritts? Eine Auseinanderset-
zung mit neuer Konservatismusliteratur, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 4/74, S. 8—12.
6) Lutz Winckler, Besprechung von Helga Grebing: 
Konservative gegen die Demokratie, Frankfurt 1971, 
in: Das Argument 3/4 1972, S. 381—383.
7) Michael-Viktor Graf Westarp, Konservatismus — 
eine Strategie zur Vermeidung des Faschismus?, in: 
Das Argument 9/10 1973, S. 830—834.
8) Christian Graf von Krockow, Der fehlende Kon-
servatismus — eine Gegenbilanz, in: Grebing u. a. 
(Hrsg.), Konservatismus — Eine deutsche Bilanz, 
a. a. O., S. 99.



talpolitisierung und damit verbunden ein 
Konfliktpotential freigesetzt habe, das späte-
stens mit der Französischen Re

9
volution „ins 

Licht des allgemeinen Bewußtseins" ) geho-
ben worden sei. Angesichts dieser historisch 
wirksam gewordenen Dynamik, die notwen-
dig dann ins Totalitäre umschlage, wenn sie 
im Namen letzter Werte vorangetrieben wer-
de, optiert von Krockow in Anlehnung vor al-
lem an Burke, Tocqueville und den Federa- 
lists für die „institutioneile Stabilisierung der 
politischen Konfliktaugtragung im Sinne ihrer 
Verfahrensregelung. Denn das grundlegende 
Problem im Zeitalter progressiver Fundamen-
talpolitisierungen, der stets erweiterten 
Machbarkeit, Veränderbarkeit alles Bestehen-
den liegt ... darin, daß, je mehr verändert 
werden kann, d

10

esto mehr auch umstritten und 
umkämpft wird, desto mehr eben in die Zone 
des Konflikts gerät." )

Freilich ist diese Fassung des Konservatis-
mus, den v. Krockow für notwendig hält, um 
das ständig drohende Abgleiten der gesell-
schaftlichen Dynamik in den Totalitarismus 
abwenden zu können, nicht unproblematisch. 
Abgesehen von seiner insbesondere an den 
angelsächsischen Verhältnissen orientierten 
Normativität, der gegenüber die deutsche Ge-
schichte schlicht als „Fehlentwicklung" inter-
pretiert werden muß, reflektiert dieser Kon-
servatismusbegriff weder die krisenhaften 
Momente des heutigen Regierungssystems in 
den USA und England, noch kann er die spe-
zifische Differenz zum deutschen Konservatis-
mus, nämlich das überschreiten partikularer 
Interessen, durchhalten. Denn „die prinzipielle 
Offenheit und Unabschließbarkeit" des „Zu-
kunftshorizon 11ts" ),  den dieser Liberalkonser-
vatismus verbürgen soll, täuscht nicht darüber 
hinweg, daß er Veränderungen reduziert auf 
einen Wandel im Rahmen der von den herr-
schenden Eliten kontrollierten Institutionen 
und in prinzipieller Übereinstimmung mit de-
ren priviligiertem Status innerhalb der Ge-
sellschaft.
Wenn dergestalt der Versuch v. Krockows 
wenig überzeugend erscheint, einen Begriff 
des Konservatismus anzubieten, der sich posi-
tiv von dem historisch diskreditierten, weil 
seine Privilegien erfolgreich verteidigenden 
Konservatismus abhebt, so hat neuerdings 
Iring Fetscher versucht, diese Schwäche zu 
vermeiden. Im Gegensatz zu v. Krockow op-
tiert er für einen Konservatismus, der sich 
keineswegs auf den bloßen Respekt vor de-
mokratischen Institutionen erschöpfen, son-

•) A. a. O„ S. 100.
10) Ebenda, S. 111.

11) Ebenda, S. 118.

dem zusammenfassen soll, was Helga Gre- 
bing noch als zwei disparate Elemente auf-
deckte: Demokratie und Konservatismus. Wie 
aber ist dieser „demokratische Konservatis-
mus" denk- und praxismöglich? Fetscher zu-
folge ist Konservatismus nur dann im Sinne 
einer Behauptung gesellschaftlicher Privilegi-
en gegen Demokratisierung gerichtet, wenn 
zwei Bedingungen erfüllt sind: Einerseits muß 
vorausgesetzt werden, daß durch die indu-
striell-kapitalistische bzw. industriell-büro- 
katisch-sozialistische Entwicklung aus-
schließlich Interessen von privilegierten Min-
derheiten bedroht würden, „oder wenn die 
Bedrohung diese
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r Minderheits-Interessen das 
einzige wäre, was konservativen Theorien am 
Herzen läge" ). Die zweite Bedingung beste-
he darin, daß im Zuge der Entfaltung der Pro-
duktivkräfte „nicht auch oder sogar vorwie-
gend Verhältnisse, Haltungen, Werte' in Ge-
fahr stünden, von deren Existenz die .Qualität 
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des Lebens' der Gesamtbevölkerung in hohem 
Maße abhängig ist" ).  In diesem Sinne kön-
ne durchaus von einem demokratischen Kon-
servatismus die Rede sein.
Probleme, die diesen Bedingungen entspre-
chen, versucht Fetscher einerseits auf dem 
Gebiete der Umweltverschmutzung und -Zer-
störung und andererseits auf dem der morali-
schen Werte und Haltungen aufzuzeigen. An-
gesichts der „Zersiedelung der Landschaft 
und (der) Zerstörung von Erholungsgebieten 
durch Straßenbau, Flugzeugbau, Fabrikbau 
usw." 14 ) sowie der Unbewohnbarkeit der 
Städte, die sich längst zu einem für alle le-
bensbedrohenden Phänomen ausgeweitet hät-
ten, könnte heute sowohl in kapitalistischen 
als auch in sozialistischen Staaten kein ver-
antwortungsvoller Politiker sich auf diesem 
Gebiet einer konservativen Betrachtungswei-
se verschließen: jede ernsthafte Berechnung 
des technisch Möglichen führe zur Erkenntnis 
einer absoluten Schranke. „Dann wird .Bewah-
ren' endgültig den Vorrang gegenüber 
Wachstum und Forts
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chritt bekommen müssen 
— der neue Fortschritt wird darin bestehen, 
ihn nicht mehr zu verabsolutieren." )
Auf dem Gebiet der moralischen Haltungen 
und Werte, „wo das Unheil nicht so offen zu-
tage liegt" 16 ), sieht Fetscher dagegen keine 
Anzeichen daf

17
ür, „daß auch die .progressiven' 

Sozialisten umzudenken beginnen" ).  
Gleichwohl sei es bedeutsam, daß es in den 
—
12) Iring Fetscher, Konservative Reflexionen eines 
Nicht-Konservativen, in: Merkur 10/1973, S. 911.
13) A. a. O.
14) Ebenda.
15) Ebenda, S. 912.
16) Ebenda.
17) Ebenda.



sozialistischen Staaten zu einer Wiederbele-
bung moralischer Prinzipien gekommen sei, 
die „aus der Tradition vorsozialistischer Ge-
sellschaften st 18ammen" ). Habe dieser Vor-
gang auch eindeutig herrschaftsstabilisieren-
de Funktion, so ist es nach Fetscher dennoch 
eine legitime Aufgabe, „die Notwendigkeit 
(ja Unentbehrlichkeit) moralischer Regeln, 
Haltungen und Gewohnheiten immer wieder 
ins Bewußtsein zu rufen und der eindimensio-
nalen Auffassung, es gäbe nichts als Interes-
sen (die nur mehr oder minder bew

19
ußt seien), 

praktisch zu widersprechen" ). Weil Tugen-
den wie „der freiwillige Einsatz von persönli-
cher Leistung, die individuelle Hingabe, Zu-
neigung, Güte, Freundschaft, Treue, Hilfsbe-
reitschaft ... vom Standpunkt des homo oeco-
nomicus wie des konkurrierenden Prestige-
konsumenten oder des politisch sein kollekti-
ves Interesse organisierenden Proletariers . .. 
keine Verwendung zu haben scheinen, werden 
sie weder in der .progressiven Erziehung' 
noch in .progressiven Bildern von der Gesell-
schaft' au 20ch nur erwähnt" ).
Sehen wir einmal davon ab, daß Fetscher uns 
den Beweis der Nichtinteressenhaftigkeit je-
nes Tugendkataloges schuldig bleibt, so muß 
generell festgestellt werden, daß sein Ver-
such, die Definition des Konservatismus als 
einer dem Prozeß der Demokratisierung im-
manenten Gegenbewegung durch den Begriff 
des „demokratischen Konservatismus" zu er-
gänzen, wenig überzeugend ist. Einzuwenden 
ist gegen ihn vor allem, daß er ihn auf einen 
unreflektierten Begriff von „Fortschritt" be-
zieht. Wenn er nämlich schreibt, das „Bewah-
ren" müsse angesichts der Gefährdung der 
natürlichen Umwelt

21
 „den Vorrang gegenüber 

Wachstum und Fortschritt bekommen" ), 
ja, der neue Fortschritt bestehe, auf eine For-
mel gebracht, darin, ihn „nicht mehr zu ver-
absolutieren" 22), dann setzt er Fortschritt 
und industrielles Wachstum gleich. Gleichzei-
tig übernimmt er damit aber unkritisch den 
Fortschrittsbegriff der technokratischen Va-
riante des Konservatismus, während es sich 
doch heute unter den Bedingungen hochindu-
strialisierter Gesellschaften eindeutig um 
zwei verschiedene Phänomene handelt. Rich-
tig müßte es denn auch heißen, daß das wirt-
schaftliche Wachstum nicht zu verabsolutie-
ren ist: Fortschritt im Sinne emanzipatori-
schen Denkens würde dann darin bestehen, 
die weitere Entwicklung der Produktivkräfte 
im Interesse der Qualität des Lebens zu kon-

18) Ebenda, S. 914.
19) Ebenda.
20) Ebenda.
21) Ebenda, S. 912.
22) Ebenda.

18) Ebend 4a, S. 91.
19)  Ebenda.

2ä) Allerdings weiß H. Grebing sehr wohl, daß die 
Kritische Theorie sich nicht anheischig macht, „ab-
solute Gewißheit" anzubieten: täte sie dies, so ent-
zöge sie sich selbst den Boden.
26) Hockerts, a. a. O., S. 8.
27) Ebenda.
28) Ebenda.

trollieren. Das aber ist eine Forderung, die 
bekanntlich von der Linken innerhalb der 
SPD schon seit langem erhoben wurde; wenn 
Fetscher dieses Postulat dennoch als „konser-
vativ" bezeichnet, weitet er diesen Begriff 
dermaßen aus, daß er analytisch wertlos wird. 
Im übrigen bleibt Fetschers Identifizierung 
von Konservatismus und Demokratie deswe-
gen willkürlich, weil das, worauf es ihm zu-
folge einer „wirklich konservativen Haltung" 
ankommen muß, nämlich das , „Recht, man 
selbst zu bleiben'" 23 ), nicht nur in Spannung 
zu dem , „Recht, ein anderer zu werden’ " 24)  
steht, sondern geradezu deren Voraussetzung 
ist. Es ist der statische Identitätsbegriff, der 
den Konservatismus charakterisiert und ihn 
zwingt, sich gegen eine Ausweitung sozialer 
und politischer Partizipationschancen zu sper-
ren.

Dezidiertere Konservative haben dies indes-
sen begriffen. So setzt Hans Günter Hockerts' 
Kritik an Grebings Konservatismus-Buch kon-
sequent an deren Demokratiebegriff an. Zwar 
betone Grebing, sie könne die „.absolute Ge-
wißheit'" Kritischer Theorie25 ) „,im Hinblick 
auf Weg und Ziel der Geschichte'" sowie — 
„.zumindest gegenwärtig'" — deren Anspruch 
auf einen Totalentwurf „.zur Erklärung alles 
Wirklichen"' nicht teilen26 ). Gleichwohl 
habe sie diese in ihrem Vorwort formulierte 
Einschränkung in der Untersuchung selber 
durchgehend preisgegeben. Realiter fasse sie 
nämlich „.Demokratie' als eine fortschreiten-
de weltgeschichtliche Bewegung, die — vor-
angetrieben von der Entfaltung der Produk-
tivkräfte und in .Chiffren’ erkennbar" 27 ) —, 
sich auf die Verwirklichung des „Reichs der 
Mündigkeit" zubewege. Gehe Grebing auch 
an einer Stelle von der Konzeption eines ent-
wicklungsgesetzlichen Demokratisierungspro-
zesses ab, um diesen im Sinne einer „regulati-
ven Idee" zu begreifen, so hebe sie diese Mo-
difikation sofort wieder auf durch den Zusatz, 
„daß Demokratisierung als .regulative Idee' 
nur dort am Platze sei, ,wo die Mündigkeit 
des Menschen erst noch vorweggenommen 
werden muß': daß die Realität die Idee’ ein-
holen werde, ist mithin außer Frage ge-
stellt" 28 ).

Diese „Kritik" sagt freilich mehr über den 
Standort des Kritikers als über die kritisierte 



Arbeit aus. Deren wesentlichste These be-
steht doch gerade darin, daß die Annäherung 
an die Idee einer möglichst breit gestreuten 
Partizipation historisch feststehe, und, wie 
nicht zuletzt der Faschismus zeigte, durch 
materielle gesellschaftliche Interessen und 
deren politische Organisation vermittelt, nicht 
nur gebremst, sondern im Sinne einer Regres-
sion hinter den bereits erreichten Stand ge-
sellschaftlicher Mündigkeit zurückfallen kann.

Niemand vermag zu bestreiten, daß die De-
mokratisierung nur als langwieriger histori-
scher Prozeß begriffen werden kann, der, 
durch Rückschläge und Verzögerungen viel-
fach gebrochen, keineswegs linear voran-
schreitet. Seine „Notwendigkeit" ist keine na-
turgesetzlich stringente, wohl aber hat sie, 
seit das Bürgertum sich in seiner emanzipato-
rischen Phase von der Bevormundung des ab-
soluten Staates einerseits und den Restriktio-
nen feudaler Privilegien andererseits befreite, 
den Charakter eines regulativen Prinzips, das 
offenbar auch heute noch eine gesellschaftli-
che Realität darstellt, die sich aber nicht in 
ein System strikter empirischer Kontrollier-
barkeit pressen läßt. Eben dies jedoch unter-
stellt Hockerts, wenn er an Grebings Demo-
kratie-Begriff kritisiert, er münde ein in das 
Postulat herrschaftsfreier Gesellschaft als Ziel 
der Geschichte, obgleich eben dieser Begriff 
antizipierter Gesellschaft spekulativ bleibe. 
Dergestalt auf einer normativen Ebene ange-
siedelt, sei der Demokratiebegriff, mit dem 
Grebing den Konservatismus messe, gegen-
über jeder Falsifikationsmöglichkeit durch Er-
fahrungskontrolle immunisiert und zugleich 
von der „erst im Konkreten (sich) zeigende(n) 
Antinomie- und Problemlast der Regelung ge-
sellschaftlic 29hen Zusammenlebens" ) suspen-
diert. Erreicht werde die scheinbare Unbe-
zwinglichkeit dieser Demokratiekonzeption 
freilich durch ein illegitimes methodologi-
sches Vorgehen, nämlich „den Abbruch des 
rationalen Begründungsverfahrens an be-
stimmten Punkten durch Rekurs auf Glaubens-
sätze" 30 ). Wie Grebing nämlich einerseits „Zu-
kunftsgesetzlichkeit" auf „schmälster empiri-
scher Basis" extrapoliere, antizipiere sie an- 
dererseits „ein normatives Ziel", das sich 
„unter der Hand in eine Sachaussage" ver-
wandle: „das Reich der Mündigkeit ist .praxis-
möglich', und wer daran zweifelt, ist .tenden-
ziell' oder .manifest' antide 31mokratisch" ).

Wenn Hockerts dies auch nicht weiter aus-
führt, so lehnt er doch — mit vielen anderen 

konservativen Kritikern Grebings 32)  — das 
radikaldemokratische Prinzip der Identität 
von Herrschern und Beherrschten mit dem 
(impliziten) Hinweis auf Totalitarismus-Ver-
dacht ab. Die mit diesem Modell intendierte 
Abschaffung von Herrschaft, so können wir 
sein Argument zu Ende führen, ufert realiter 
einerseits in soziale Nivellierung und totale 
Politisierung der einzelnen aus und anderer-
seits begünstigt es genau das, was es auszu-
schalten sucht: die Entstehung neuer unkon-
trollierbarer Herrschaftseliten. Es ist nun ein 
leichtes, dieses Demokratie-Verständnis auf 
der Ebene eines dem Status quo verpflichte-
ten Denkens als „Utopismus" zu diffamieren. 
Nur trifft dieses Argument die hier zur Dis-
kussion stehende Position nicht. Was sie in-
tendiert, ist nicht „die utopisch-totale Nega-
tion von Herrschaft", sondern deren Zurück-
führung „auf ihren jeweiligen funktional-ra-
tionalen Kern" mit dem Ziel, „steigende Gra-
de tendenziell herrschaftsfreier Kommunika-
tion" 33)  zu verwirklichen.

Aber Hockerts zufolge ist nicht nur der Maß-
stab, mit dem Grebing den Konservatismus 
mißt, inadäquat, weil er „seinerseits nicht ge-
nügend an der Realität gemessen und meß-
bar" 34)  ist. Dies treffe erst recht für ihren 
Konservatismus-Begriff zu. Indem sie nämlich 
konservatives und antidemokratisches Den-
ken als Einheit fasse, hypostasiere sie den

32) Dabei handelt es sich oftmals um eine Kritik, 
die nicht auf die Sache, sondern auf die moralische 
Vernichtung des Gegners zielt, z. B.: „Helga Gre-
bing ist vor einigen Jahren aus der DDR in die 
Bundesrepublik übergesiedelt; sie hat von dort 
zwar nur eine rudimentäre Ausbildung mitgebracht, 
bedient sich aber dafür, wie schon der Titel ihres 
Buches zeigt, um so eifriger der alten kommunisti-
schen Waffe, jeden Andersdenkenden als .Feind 
der Demokratie' hinzustellen" (Armin Mohler, Kon-
servative Ideologie? Zu zwei Neuerscheinungen 
über den Konservatismus, in: Konservativ heute 
2/1972, S. 88). Nicht weniger zynisch notiert Hans 
Dietrich Sander: Helga Grebing wolle für han-
delnde Politiker „ein Identifizierungs-Instrumenta-
rium herstellen, das sie in den Stand versetzt, im 
Fortgang der Demokratisierung störende Elemente 
zu erkennen und auszuschalten ... Es („Konserva-
tive gegen die Demokratie", R. S.) ist in diesem 
Sinne ein ideenpolitisches Fahndungsbuch, dessen 
Virulenz die Verfasserin selbst erst auf die Zukunft 
datiert ... Es gibt allerdings schon Studenten, die 
in diesem Buch das Futurum als Präsenz lesen. Ich 
habe das selbst erlebt. Kann man behaupten, die 
Bombendrohung, mit der Anfang Februar Studen-
ten in Köln Professor Scheuch einzuschüchtern 
suchten, habe gar nichts mit einer solchen Hetze im 
wissenschaftlichen Gewand zu tun?" (Hans Dietrich 
Sander, Die Rolle des Antikonservatismus in der 
Bundesrepublik, in: Politische Studien, Heft 208, 
1973, S. 201 f.).
33) Helga Grebing, Volksrepräsentation und iden- 
titäre Demokratie, in: PVS 2/1972, S. 175.
34) Hockerts, a. a. O., S. 10. 

20) Ebenda, S. 9.
30) Ebenda.
31) Ebenda.



deutschen Konservatismus, der in der Tat an-
tidemokratisch gewesen sei, zum Konservatis-
mus schlechthin. Ähnlich wie Greiffenhagen 
sichere sie diesen Schluß dadurch ab, daß sie 
„in ihrem historischen Rückblick . . . Misch-
realitäten weitgehend und im zeitgenössi-
schen Konservatismus ... ganz" ausklamme-
re, „ebenso wie sie konservative Postulate, 
die durchaus nicht antidemokratisch auszule-
gen sind, als Ablenkungsmanöver’ (S. 218) 
und ,Opportunitätsdenken' (S. 425) abwer-
tet" 35).  Im Sinne dieser „Absicherungsstra-
tegie" sehe sie sich im übrigen gezwun-
gen, ihre eigene dialektische Analyse des 
Konservatismus auf halbem Wege zu sistie-
ren und sie durch einen manichäischen Dua-
lismus zu ersetzen: „Gut und Böse,

36
 Licht und 

Dunkel liegel miteinander im Kampf." )

Demgegenüber ist nun aber festzustellen, daß 
die analytische Stärke des Grebingschen Kon-
servatismuskonzepts gerade darin besteht, 
daß es, unausgewiesene Dualismen vermei-
dend, unter Beibehaltung durchgehend identi-
scher Momente des Konservatismus eine nu-
ancierte, weil eine auf den jeweiligen gesell-
schaftlich-historischen Kontext bezogene, be-
griffliche Fassung ihrer einzelnen Varianten 
gerade erst ermöglicht37). In der Perspekti-
ve dieses Begriffs wird Konservatismus kei-
neswegs schlicht als antidemokratisches Den-
ken und Handeln denunziert: Ob dies nämlich 
zutrifft oder nicht, hängt von historisch kon-
tingenten Umständen ab, denen der Emanzi-
pationsprozeß — auf den der Konservatismus 
reagiert — unterworfen ist. So kann Grebing 
durchaus Varianten als konservativ bezeich-
nen, die sich dem erreichten Stand der Demo-
kratisierung anpassen, um dann freilich nur 
deren weitere Progression zu bremsen oder 
gar zu unterbinden. Mit einem Wort: Der 
Konservatismus als eine dem Demokratisie-
rungsprozeß immanente Gegenbewegung ist 
nicht notwendig antidemokratisch im Sinne 
des Abbaus von Demokratie, wohl aber ist er 
notwendig gegen ihre Ausweitung gerichtet.

35) Ebenda, S. 11.
36) Ebenda.
37) Andere konservative Kritiker haben dies durch-
aus gewürdigt. So hebt Julius Schoeps hervor, daß 
Grebing „einen historisch-variablen Begriff des 
Konservativismus entwickelt. Eine dem historischen 
Prozeß der Demokratisierung immanente Gegen-
bewegung. Eine solche Deutung ist sicher ergie-
biger als jene Interpretationen, die den Konserva-
tivismus universalhistorisch, abendländisch-christ-
lich oder anthropologisch verstehen" (Julius 
Schoeps, Ohne Programm. Der Versuch einer Theo-
rie, in: Deutsche Zeitung/Christ und Welt vom 
11. 2. 1972).

38) Gerd-Klaus Kaltenbrunner, Der Schwierige Kon-
servatismus, in: ders. (Hrsg.), Rekonstruktion des 
Konservativismus, Freiburg 1972.
39) A. a. O., S. 26.
40) A. a. O„ S. 29.
41) A. a. O.
42) A. a. O„ S. 32.

Wenn Hockerts so diesen Konservatismus-Be-
griff aufgrund seiner angeblich normativ-spe-

kulativen Fundierung verwirft, wird umge-
kehrt gefragt werden müssen, inwieweit sein 
eigenes Konservatismusverständnis, das er als 
Alternative zu dem Postulat der Fundamental-
demokratisierung anbietet, empirisch abge-
sichert ist. In Anlehnung an Kaltenbrunner 38)  
optiert er für einen Konservatismus, dessen 
charakteristisches Merkmal darin bestehe, daß 
er sich nicht der Dichotomie „fortschrittlich-
konservativ" subsumieren lassen. Worin be-
steht aber nun das Spezifische dieses „neuen, 
aufgeklärten" Konservatismus? Zunächst ist 
wichtig, daß Kaltenbrunner ihn nicht nur ge-
gen „alle jene Interpretationen, die das kon-
servative Phänomen als monarchisch-aristo-
kratisch-klerikale Reaktion auf die Franzö-
sische Revolution zu charakterisieren versu-
chen" 39 ), abgrenzt, sondern auch gegen eine 
Definition, wonach der Konservatismus „als 
Metaphysik, als zeitlos gültiges System uni-
versaler Wert 40e" )  verstanden wird.

Die eine Fassung des Konservatismus kriti-
siert er, weil einerseits konservatives Denken 
bereits vor den revolutionären Ereignissen in 
Frankreich feststellbar ist und andererseits 
dessen statische Zuordnung zu einer bestimm-
ten historischen Epoche bzw. einer bestimmten 
sozialen Basis, nämlich vor allem der des 
grundbesitzenden Adels, des Klerus und der 
Bauernschaft, mehr denunziatorischen als 
analytischen Wert habe. In dem Maße nämlich, 
wie der Konservatismus als eine Rechtferti- 
gungs- oder gar Restaurationsideologie vor-
bürgerlicher Gesellschaftsstrukturen festge-
schrieben werde, sei es sachlich unmöglich, 
zwischen Reaktion, Restauration und Konser-
vatismus zu unterscheiden. Abgesehen von 
seinen erkenntnishemmenden Implikaten ziele 
ein solcher Begriff letztlich darauf ab, den 
Konservatismus a priori als irrational zu dis-
qualifizieren, zumal er nach dieser Definition 
„gleichbedeutend ist mit Sehnsucht nach feu-
dalen Zuständen, mit dem Willen zur Bewah-
rung oder gar Restauration geschichtlich er-
ledigter Herrschaftsordnungen" 41 ).

Die andere Version des Konservatismus, die 
diesen zu einem Konglomerat überzeitlicher 
Werte und Normen stilisiere, leide

42

 dagegen 
„an dem Manko, Konservatismus so allgemein 
zu fassen, daß er mit Überlieferung, Religion, 
Ethik, Kultur und guter Politik identisch 
wird" ).  Dies habe zur Folge, daß nicht nur 
„viele der angeblich erzkonservativen Werte



und Prinzipien zu großen Teilen auch von libe-
ralen, sozialistischen und faschistischen Par-
teien akzeptiert werden könnten und in der 
Tat akzeptiert worden sind" 43 ). Bedenklich sei 
auch, daß das metaphysische Konservatismus- 
Verständnis leicht zu einem manichäischen 
Weltbild führe: „Wer nicht konservativ im 
Sinne dieser Auffassung ist, gehört dann zur 
massa damnata und wird als Feind des Men-
schengeschlechts, als A

44
gent einer diabolischen 

Weltverschwörung verketzert." )

Welche Alternative zu den kritisierten Inter-
pretationsansätzen hat Kaltenbrunner nun 
aber seinerseits anzubieten? Auf der ersten 
Ebene seines Versuches, einen Konservatis-
musbegriff zu entwickeln, der sowohl die 
Schwächen der von ihm abgelehnten Varian-
ten, nämlich die „leere Breite de

45
r einen" und 

die „historische Enge der andern" ),  vermei-
den als auch gleichzeitig gewisse Elemente 
beider aufnehmen soll, geht Kaltenbrunner 
von zwei Beobachtungen aus, die ihm für das 
Wesen des konservativen Phänomens charak-
teristisch erscheinen. Einerseits stellt Kalten-
brunner ab auf jene vorpolitische, zumindest 
nicht unbedin

46
gt politikbezogene Dimension 

des Konservatismus ), die am besten mit dem 
Begriff „Ordnung" im weitesten Sinn umschrie-
ben wird: „Wie diese Ordnung im einzelnen 
gestaltet ist oder verwirklicht werden soll, 
darüber mögen Meinungsverschiedenheiten 
legitim sein, wenn nur akzeptiert wird, daß 
der mit seinesgleichen lebende Mensch intakte 
Ordnungen nicht entbehren kann."47) Anderer-
seits seien jedoch die konkreten Inhalte, auf 
die konservatives Bewahren gerichtet sei, 
„verschieden j

48
e nach der geschichtlichen Lage 

und den nationalen Bedingungen" ). Ohne 
einem bestimmten sozialen System zugeordnet 
zu sein, müsse der Konservatismus in dieser 
Perspektive jeweils in bestimmten histori-
schen Situationen mit jener Richtung identifi-
ziert werden, „die für die gerade etablierten 
sozialen Ver

49

hältnisse optiert. Es wäre die 
Philosophie jener, die etwas haben und seinen 
Verlust fürchten." )

43) A. a. O. 
44) A. a. O.
45) A. a. O„ S. 35.
46) A. a. O„ S. 35. 
47) A. a. O„ S. 36 f.
48) A. a. O„ S. 38 f.
49) A. a. O„ S. 40.

50) A. a. O., S. 42.
51) A. a. O.
52) A. a. O„ S. 45.
53) A. a. O.
54) A. a. O„ S. 46.

Ausgehend von diesen beiden Elementen, die 
nach Kaltenbrunner das konservative Phäno-
men konstituieren, unterscheidet er zwischen 
der apologetischen und der transzendental-
soziologischen Struktur eines jeden histori-
schen Konservatismus. Beziehe sich der er-
stere auf den „situationsbedingten, positional- 

funktionalen Charakter des konservativen En-
gagements", so verweise „die zweite dagegen 
auf die Bedingungen der Möglichkeit sozialer 
Ordnung und nichtkatastrophischen Wandels 
überhaupt" 50). Während apologetische konser-
vative Aussagen historisch kontingente Sozial-
ordnungen „als ,die' Ordnung überhaupt, als 
Ausdruck gott- und naturgewollter Gesetze, 
als ewig und unwandelbar zu verklären" 
suchten51), liefen transzendentalsoziologische 
Sätze auf eine kritische Theorie des Konserva-
tismus hinaus, die zu unterscheiden sei von 
Ideologien und Bewegungen wie Liberalismus, 
Sozialismus oder Kommunismus52). Zwar 
wirke der Konservatismus aufgrund seiner so-
zialapologetischen Implikationen als retardie-
rendes Moment in der Geschichte; gleichwohl 
gehe er aber in dieser Funktion nicht auf. 
Vielmehr gehöre er „in seiner transzendental-
soziologischen Struktur einer Dimension an, 
die alle gruppen- und klassenmäßigen Ideolo-
gien überwölbt: er läßt sich dann definieren 
als die Einsicht in die Bedingungen intakter 
Institutionen und nichtkatastrophischen sozia-
len Wandels, wobei die Materie dessen, was 
jeweils institutionalisiert und umgewandelt 
wird, von der konkreten historischen Situation 
abhängig ist" 53).

Zusammenfassend läßt sich also feststellen, 
daß bei Kaltenbrunner zwar der Konservatis-
mus als eine auf den neuzeitlichen Emanzipa-
tionsprozeß inhaltlich bezogene variable Kor-
rektur anzusehen ist. Zugleich erfolgt diese 
aber innerhalb eines transzendental-soziolo-
gischen Rahmens, der „auf eine elementare 
Anthropologie (verweist). Man kann nicht 
vom Konservatismus sprechen, ohne vom 
Menschen zu sprechen, ohne darüber zu be-
finden, was zum Wesen des Menschen ge-
hört." 54 ) Im Umkreis dieser anthropologisch 
fundierten Rahmenbedingungen erscheint der 
historisch variable Charakter des Konserva-
tismus, an dem Kaltenbrunner festhalten will, 
merkwürdig abstrakt: er fungiert lediglich als 
kontingente, d. h. situationsbedingte inhalt-
liche Ausprägung einer vorgegebenen Form, 
auf deren Struktur er keinen Einfluß hat. Die 
Schwäche dieses Deutungsversuches des Kon-
servatismus liegt auf der Hand: entgegen sei-
nem eigenen Anspruch mündet er ein in eine 
Tautologie, weil er letztlich über den Konser-
vatismus nur aussagen kann, was aufgrund 
seiner anthropologischen Prämissen vor aller 
Erfahrung, d. h. unabhängig von seinem histo-



risch-gesellschaftlichen Kontext bereits be-
kannt war.

Deutlich wird dies, wenn man die Frage auf-
wirft, was denn an dieser Konservatismus-
variante als „neu" und „aufgeklärt" gelten 
kann. Daß sie „neu" ist, wird kaum behauptet 
werden können, basiert sie doch auf anthro-
pologischen Voraussetzungen, die bereits Hob- 
bes dingfest gemacht hatte: die „kreatürliche 
Schwäche des genus humanum", die „Konstan-
ten der menschlichen Natur" und die „elemen-
taren Bedingungen gesellschaftlicher Stabili-
tät" 55 ). Es sind dies Befunde, die Hobbes be-
kanntlich aus dem sozialen Verhalten besitz-
bürgerlicher Individuen im Rahmen der sich 
durchsetzenden kapitalistischen Marktgesell-
schaft im England des 17. Jahrhunderts ablei-
tete und die er — worauf bereits Rou 56sseau )  
kritisch hinwies — fälschlicherweise für Kon-
stanten menschlichen Verhaltens schlechthin 
hielt. Was aber soll „aufgeklärt" an Kalten-
brunners Konservatismus-Begriff sein? Offen-
bar dessen bewußte Bindung an einen „con- 
sensus omnium", der, wie Hockerts resümiert, 
die „Angewiesenheit des Menschen auf die 
haltende Macht von Dauer und Tradition (die 
bewahrten Fortschritt darstelle), von intakter 
(wenngleich nicht statischer) Ordnung und 
Autorität" in Rechnung stellend, sich von allen 
partikularen gesellschaftlichen Interessen 
emanzipiert und sich so „auf einer anderen 
Ebene als konkurrierende politische Program-
me" angesiedelt weiß, „denn er ist nicht auf 
ein bestimmtes soziales Modell festgelegt und 
kann von unterschiedlichen Richtungen rezi-
piert werden. Er ist aber auch nicht der Belie-
bigkeit preisgegeben, insofern Fortschritts-
bewahrung, nichtkatastrophischer Wandel und 
anthropologische Konstanten auf Grenzen ver-
weis 57en." )

Auch wenn man sich rasch auf Formeln wie 
„nichtkatastrophischer Wandel", „Fortschritts-
bewahrung" etc. einigen könnte, bleibt doch die 
Frage, wie jener transzendentalsoziologische 
Gehalt des Konservatismus, auf den sie ver-
weisen, durch seine Verklammerung mit des-
sen sozialapologetischen Implikationen hin-
durch gesamtgesellschaftlich verwirklicht 
werden soll, für Kaltenbrunners Ansatz fol-
genlos. Dem entspricht, daß er diesen Problem-
kreis ausblendet, indem er die dem Totalita-

rismus (Faschismus und Stalinismus) imma-
nente Radikalität und Dynamik zum eigent-
lichen Gegenpol des Konser 58vatismus )  erhebt 
und komplementär dazu angesichts „der un-
erbittlichen Nivellierung im Schatten des mög-
lichen kollek 59tiven Untergangs" ) jeden Men-
schen zum Konservativen erklärt, der nicht 
Selbstmord begehen will. Aber gerade in die-
ser dramatischen Perspektive, die an die Prä-
misse des Hobbesschen „Leviathan" erinnert, 
läuft sein Modell am Ende doch Gefahr, „jedes 
Herrschaftssystem allein um seines Stabilisie-
rungseffektes willen gut(zu)heißen" 60). Selbst 
wenn Kaltenbrunner dies nicht beabsichtigt ha-
ben sollte, folgt aus seiner anthropologischen 
Vorentscheidung die Forderung nach Stabilität 
eines gesellschaftlichen Systems als eine über-
zeitliche Norm 60), der gegenüber die Frage 
der historischen Funktion von Dauer und Ord-
nung bzw. Tradition und Autorität angesichts 
erst noch zu verwirklichender Partizipations- 
chanchen zu verstummen hat.

55) A. a. O.,S. 53.
56) „L’erreur de Hobbes ... est de confondre 
l’homme naturel avec les hommes qu ils ont sous 
les yeux .. . Ils savent trs bien ce que c'est qu’un 
bourgeois de Londre ou de Paris; mais ils ne 
sauront jamais ce que c’est qu’un homme ..." (The 
Political Writings of J. J. Rousseau, Oxford 1962, 
ed. Vaughan, Vol. I., S. 306 f.).
57) Hockerts, a. a. O., S. 15 f.

58) Kaltenbrunner, a. a. O., S. 41 f.
59) A. a. O„ S. 48.
60) Walter Euchner, Demokratietheoretische Aspekte
der politischen Ideengeschichte, in: Senghaas/Kress 
(Hrsg.), Politikwissenschaft. Eine Einführung in ihre
Probleme, Frankfurt 1969, S. 65.
60a) Es ist genau an dieser Stelle, wo Hockerts, der 
den Konservatismus-Begriff Kaltenbrunners vorbe-
haltlos akzeptiert, auf sich beziehen muß, was er 
Grebing vorwirft: den Abbruch des rationalen Be-
gründungsverfahrens und die stillschweigende Ein-
führung einer empirisch nicht ausgewiesenen Alter-
native zur Demokratisierung als Tatsachenfeststel-
lung. Zugleich redet er damit einer Normativität 
und Abstraktheit das Wort, die das von ihm kriti-
sierte Postulat der Demokratisierung weit über-
trifft, zumal Grebing deren normative Implikatio-
nen auf den jeweiligen Stand der Entfaltung der 
Produktivkräfte bezog.

Daß infolge des Scheiterns vieler Reformpro-
jekte diese resignative Einstellung eine ge-
wisse Plausibilität besitzt, kann kaum bestritten 
werden. Die Erfahrung der letzten Jahre 
machte deutlich, daß die Demokratisierung ge-
sellschaftlicher Teilbereiche keineswegs nur 
eine Sache des guten Willens oder des aufge-
klärten Bewußtseins, sondern vor allem auch 
ein Problem der technisch-organisatorischen 
Umsetzung auf den verschiedensten institutio-
neilen Ebenen unter Bedingungen ist, die ihrer-
seits nicht unwesentlich bestimmt werden von 
der Form der gesellschaftlichen Organisation 
der Arbeit. Daß die Neue Linke diese Schwie-
rigkeiten unterschätzt hat, muß nicht eigens 
betont werden. Etwas ganz anderes freilich ist 
es, die Grenzen einer weitergehenden Demo-
kratisierung primär anthropologisch, als mit 
dem „Wesen des Menschen" unvereinbar zu 
begründen. Hier trifft noch immer das Wort 
Kants zu, der 1793 schrieb: „Ich gestehe, daß 
ich mich in den Ausdruck, dessen sich auch 



wohl kluge Männer bedienen, nicht wohl fin-
den kann: Ein gewisses Volk (was in der Bear-
beitung einer gesetzlichen Freiheit begriffen 
ist) ist zur Freiheit nicht reif; die Leibeigenen 
eines Gutseigentümers sind zur Freiheit noch 
nicht reif . .. Nach einer solchen Vorausset-
zung wird die Freiheit nie eintreten; denn man 
kann zu dieser nicht reifen, wenn man nicht 
zuvor in Freiheit gesetzt worden ist (man muß 
frei sein, um sich seiner Kräfte in der Freiheit 
zweckmäßig bedienen zu können). Die ersten 
Versuche werden freilich roh, gemeiniglich 
auch mit einem beschwerlicheren und gefähr-
licheren Zustande verbunden sein, als da man 
noch unter den Befehlen, aber auch der Vor-

sorge anderer stand; allein man reift für die 
Vernunft nie anders, als durch eigene Ver-
suche (welche machen zu dürfen man frei sein 
muß)." Zwar könne unter bestimmten Umstän-
den die Erlaubnis zur freien Betätigung aufge-
schoben werden. „Aber es zum Grundsätze 
machen, daß denen", die den Mächtigen „ein-
mal unterworfen sind, überhaupt die Freiheit 
nicht tauge, und man berechtigt sei, sie jeder-
zeit davon zu entfernen, ist ein Eingriff in die 
Regalien der Gottheit selbst, der den Men-
schen zur Freiheit schuf. Bequemer ist es frei-
lich, im Staat, Hause und Kirche zu herrschen, 
wenn man einen solchen Grundsatz durchzu-
setzen vermag 61. Aber auch gerechter?" )

Versucht die hier diskutierte Variante des 
Neokonservatismus einen von Partikularinter-
essen gereinigten Begriff konservativen Be-
wahrens zu entwickeln und sich gleichzeitig 
von der Bestimmung des Konservatismus als 
einer der Fundamentaldemokratisierung im-
manenten Gegenbewegung zu distanzieren, 
so setzt von orthodox-marxistischer Seite die 
Kritik nicht an dieser Konservatismuskonzep-
tion als solcher an, sondern an deren politö-
konomischen Implikationen. Genauer gesagt: 
Kritisiert wird auch hier der Demokratiebe-
griff Grebings, aber nicht, weil er zu weit, 
sondern zu eng gefaßt sei. So konzediert Lutz 
Winckler zwar, Grebing biete „Ansätze zu ei-
ner soziologischen Interpretation" konservati-
ver Theorieansätze nach 1945 und verfahre 
dabei „prinzipiell ideologiekritisch" 62 ). 
Gleichwohl erhebt er Einwände „im Hinblick 
auf die methodologischen Voraussetzungen 
und die gesellschaftstheoretischen Implikate 
einer ideologiekritischen Darstellung, die ihr 
Material so gut wie auschließlich aus dem 
Bereich der bürgerlichen staats-, verwaltungs- 
und verfassungsrechtlichen Theorie ent-
nimmt, ohne, wie es scheint, deren Stellen-
wert im Kontext einer kritischen Sozialtheo-
rie ausreichend reflektiert zu haben" 63 ). So 
würden „Gegensätze von Gesellschaft und 
Staat, Freiheit und Autorität, deren Ursprung 
auch für Helga Grebing auf den Grundwider-
spruch von Lohnarbeit und Kapital zurück-
geht, . . . explizit jedenfalls nicht als Resultat

64) A. a. O„ S. 382 f.
65) A. a. O„ S. 383.
66) A. a. O.
67) A. a. O.

61) Immanuel Kant, Die Religion innerhalb der 
Grenzen der bloßen Vernunft, ed. Wilhelm Wei- 
schedel, Bd. 7, Darmstadt 1968, S. 862 f.
•62)  Lutz Winckler, Besprechung von Helga Grebing: 
„Konservative gegen die Demokratie": (Frankfurt 
1971), in: Das Argument 3/4 1972, S. 381.
63) A. a. O„ S. 382.
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der kapitalistischen Produktion, sondern als 
Probleme der angeblich verselbständigten 
Sphäre der Zirkulation und Distribution be-
handelt" 64 ). Durch dieses Vorgehen reduziere 
sich für sie Demokratisierung — als deren 
Gegenbewegung der Konservatismus auf den 
Plan trete — „zum Problem der Verteilung 
des Sozialprodukts, nicht der gesellschaftli-
chen Organisation der Produktion selbst" 65 ). 

Wincklers Kritik läßt sich also dahingehend 
zusammenfassen, daß Konservatismus von 
Grebing als Gegenbewegung zu einem Eman-
zipationsprozeß dargestellt wird, der im Grun-
de keiner ist, weil die objektive Funktion 
dessen, was sie unter „Fundamentaldemokra-
tisierung" begreife, darin bestehe, von den 
wirklichen Machtverhältnissen abzulenken. 
Gleichzeitig verbaue sie sich dadurch die 
Möglichkeit, die Transformation des liberalen 
Staates in den Wohlfahrts- und Sozialstaat 
und die damit verbundene „Verlagerung des 
Klassenkampfs in die Konsumsphäre bzw. sei-
ne Auflösung in Gruppenkonflikte" 6) als 
Ideologie zu durchschauen. Anstatt jenen 
Übergang „im Zusammenhang mit den Proble-
men staatsmonopolistischer Regulierung der 
gesellschaftlichen Produktion und Reproduk-
tion" zu diskutieren, nehme sie die Ideologie 
des Sozialstaates für dessen Wirklichkeit sel-
ber: sie interpretiere ihn „als Folge einer 
.Fundamentaldemokratisierung' auf der staat-
lichen Ebene der Steuerung und Verteilung 
des Sozialprodukts" 67). Der so verstandene 
„Verteilerstaat" habe denn auch bei Grebing 
die Funktion, „Gleichheit in .Formen der plu-



ralistischen Machtverteilung’ und der ,sozia- 
len Gewaltenteilung' durchzusetzen68 ).

68) A. a. O.
69) A. a. O.
70) A. a. O.

Der Ausblendung der staatsmonopolistischen 
Agentencharakters des bürgerlichen Sozial-
staates entspreche im übrigen die Auflösung 
des Kapitalismusbegriffs mit Hilfe einer 
„technisch-pluralistischen Terminologie" ei-
nerseits und die „Abstraktheit der demokrati-
schen Perspektive" andererseits. Sowohl die 
„Illusionen der Freizeitdemokratie" und die 
„ ,demokratisierende(n) Effekte, die die Ent-
wicklung der Produktivkräfte hervorruft’ " 
als auch der „ .permanente Progreß sozialer 
Demokratisierung'"69 ), die massenhafte 
Spontanietät und die gruppenpluralistische 
Selbstbestimmung seien nichts als Floskeln, 
die der herrschenden Klasse durchaus ins 
Konzept paßten. „Grebings Arbeit läßt", so 
resümiert Winckler seine Kritik, „sicher un-
gewollt, den Eindruck entstehen, als stünden 
lediglich die Zirkulationsagenten und die 
deutschen Staatsrechtler als deren Ideologen 
und nicht das Kapital zwischen den arbeiten-
den Massen und den Produkten ihrer Ar-
bei 70t" ).

Der Haupteinwurf, den Winckler und Graf 
Westarp gegen Grebing erheben, besteht mit-
hin darin, daß sie ihre Konservatismuskonzep-
tion in der Auseinandersetzung mit der Reali-
tät des Sozialstaates entwickelt habe, die sie 
grundsätzlich bejaht, weil sie ihn als Phase 
eines langfristigen Emanzipationsprozesses 
begreift, hinter den nicht mehr zurückgegan-
gen werden kann. Sicherlich ist beiden Kriti-
kern darin zuzustimmen, daß die politische 
Demokratie unter den Bedingungen des orga-
nisierten Kapitalismus nur eine sozialstaatlich 
verfaßte sein kann, d. h. genau wie die Ein-
führung des allgemeinen Wahlrechts im 
19. Jahrhundert impliziert der im Sozialstaat 
heute institutionalisierte Anspruch auf das 
„Soziale" nicht schon per se eine systemspren-
gende Qualität. Dennoch wäre zu fragen, ob 
die Subsumtion des Sozialstaates unter einen 
ahistorisch verkürzten Begriff des Kapitalis-
mus nicht womöglich Phänomene ausblendet, 
die kategorial erst noch zu fassen sind. Diese 
hypothetische Annahme drängt sich auf, ge-
rade weil — wie Winckler und Graf Westarp 
betonen — die Kategorie der „Industriegesell-
schaft" der kapitalistischen Länder nicht als 
Abstraktum zu begreifen ist, sondern als Kor-
relat und Medium kapitalistischen Verwer-
tungsstrebens, das selber den Zwang erzeugt, 
unter dem es steht: nämlich sich ständig auf 
erweiterter Basis reproduzieren zu müssen.

Dies geschieht freilich — und hiervon abstra-
hieren beide Kritiker — unter Bedingungen, 
die der jeweiligen historischen Situation ent-
sprechen. Die damit gegebenen, von der 
„Logik" des Kapitalverwertungsinteresses 
nicht durchgehend determinierten gesellschaft-
lichen Bereiche, zu denen auch der Sozialstaat 
zu zählen wäre, müßten — nachdem ihre sy-
stemstabilisierende Dimension, wie es scheint, 
erschöpfend diskutiert worden ist — erst noch 
unter dem Aspekt ihrer Bedeutung für eine 
weitergehende Transformation analysiert wer-
den.

Unter dieser Voraussetzung wäre es im 
übrigen auch erst möglich, eine wichtige Prä-
misse marxistischer Methodologie einzulösen. 
Denn ein gesellschaftliches System im Lichte 
seiner Veränderung zu interpretieren heißt 
immer zugleich auch, die systemüberschrei-
tende Dialektik, an die Emanzipationsstrate-
gien anknüpfen können, in ihrem gesellschaft-
lichen Zusammenhang aufzuzeigen: eben diese 
Perspektive verbauen sich Winckler und Graf 
Westarp dadurch, daß sie im Rahmen ihrer 
Ökonomistischen Agententheorie die dialek-
tische Qualität der bürgerlichen Gesellschaft 
auch unter den Bedingungen des organisierten 
Kapitalismus nicht einmal annähernd in den 
Blick bekommen. Sicherlich wird davon auszu-
gehen sein, daß , in einer Gesellschaft, in der 
Kapitalverwertungsinteressen die Priorität ha-
ben, Demokratisierungsmöglichkeiten späte-
stens dort auf Grenzen stoßen, wo sie die sy-
stemnotwendigen Gewinnerwartungen der In-
haber der Produktionsmittel in Frage stellen.

Ein ganz anderes Problem besteht m. E. aber 
darin, ob das antagonistische Verhältnis von 
Lohnarbeit und Kapital gleichsam alle demo-
kratisierenden Potenzen absorbiert, wie 
Winckler und Graf Westarp unterstellen. Auch 
wenn es heute, zumal unter den Bedingungen 
des organisierten Kapitalismus, zum Problem 
geworden ist, ob sich die von Marx aufgrund 
der widersprüchlichen Reproduktionsbedin-
gungen der bürgerlichen Gesellschaft vertre-
tene These, wonach diese ihre eigene Trans- 
zendierung per se aus sich heraustreibt, halten 
läßt, ist die von den beiden Kritikern aufge-
zeigte Perspektive problematisch. Träfe sie zu, 
so müßten sie einerseits dem Kapitalismus 
eine Integrations- und Manipulationsmächtig-
keit unterstellen, die er, wie die krisenhaften 
Symptome der kapitalistischen Systeme allent-
halben zeigen, nicht besitzt, und andererseits 
wären sie gezwungen, die in der bürgerlichen 
Gesellschaft nachweisbare Dialektik von 
Emanzipation und Unterdrückung einseitig zu-
gunsten der letzteren aufzulösen.



Daß es „auch in der Verdinglichung Nuan-
cen" 71)  gibt und sich im Umfeld des antago-
nistischen Verhältnisses von Lohnarbeit und 
Kapital Tendenzen abzeichnen, die sich lang-
fristig zu Transformationsprozessen verdich-
ten können, scheint im übrigen die Relevanz 
der fortgeschrittensten Variante konservati-
ver Ideologie, nämlich der technokratische 
Konservatismus, zu zeigen72). Wenn dieser 
seine Funktion darin sieht, an der Spitze des 
(technologischen) Fortschritts zu marschieren 
— wie Franz Joseph Strauß es einmal for-
mulierte — dann richtet sich offensichtlich 
seine Strategie gegen den aus der Entwick-
lung der Produktivkräfte resultierenden De-
mokratisierungseffekt mit dem Ziel, diesen 
nicht nur im Sinne der Beibehaltung der ge-
sellschaftlichen Machtstrukturen zu kontrol-
lieren, sondern die „Gegenrevolution bis zu 
den Grenzen der Überholung der Revolu-
tion" 73 ) voranzutreiben. Dies vorausgesetzt, 
ist denn auch die These plausibel, daß der 
technokratische Konservatismus angesichts 
einer drohenden sozialistischen Alternative 
als „Versuch einer Faschismusvermeidungs-
strategie" 74 ) bezeichnet werden kann, der die 
bürgerliche Gesellschaft in ein „post-histoire" 
(Gehlen) überführen und die offene Konse-
quenz des Faschismus vermeiden will. Unter 
dieser Bedingung ist es in der Tat so, wie Graf 
Westarp schreibt, daß „einerseits Konserva-
tive, die den Begriff der Demokratie an die 
Vorgegebenheit der kapitalistischen Klassen-
gesellschaft binden wollen, und andererseits 
soziale Demok

75

raten (Sozialdemokraten?) die 
eigentlich entscheidenden gesellschaftlichen 
Gegenspieler in der Arena des Sozialstaates 
sind" ).

71) Helga Grebing, Doch noch ein Defizit an Theo-
rie-Reflexion?, in: Das Argument 9/10 1973, S. 828.
72) Vgl. hierzu besonders Greiffenhagen, a. a. O., 
S. 316—346.
73) Grebing, Doch noch ein Defizit.. .?, a. a. O., 
S. 828.
74) A. a. O„ S. 829.
75) Michael-Viktor Graf Westarp, Konservasmus 
— eine Strategie zur Vermeidung des Faschismus?, 
in: Das Argument 9/10 1973, S. 830 f.
76) A. a. O„ S. 831.

77) A. a. O.
78) A. a. O.
79) A. a. O„ S. 832.
80) A. a. O„ S. 834.

Aber genau diese Konsequenz bestreitet Graf 
Westarp entschieden, weil seiner Meinung 
nach die Voraussetzungen jener Konfliktfront 
nicht gegeben sind. Auch wenn es zutreffe, 
daß auf der Grundlage kapitalistischer indu-
strieller Verhältnisse — nicht zuletzt hervor-
gerufen durch den Druck der Gewerkschaften 
— „die politische Demokratie adäquaterweise 
eine sozialstaa 76tlich organisierte ist" ),  blei-
be letztlich diese „sozialstaatlich umgesetzte 
Kompromißbereitschaft des Kapitals ... an die 
Furcht vor einer Orientierung des Proletariats 

an sozialistischen Zielen und an der Politik 
der seit 1917 bzw. 1945 zum Sozialismus stre-
benden Staaten gebunden"77 ). Allerdings 
gebe es eine absolute Grenze für mögliche 
Konzessionen des Kapitals, die gewisserma-
ßen jenseits des „institutionalisierten An-
spruchs auf den öffentlichen Sozialapparat" 
lokalisiert sei und deren Überschreitung im 
Sinne einer Partizipation aller erst „Funda-
mentaldemokratisierung" genannt werden 
dürfe: die gesellschaftliche Organisation der 
Abeit, d. h. die Eigentumsverhältnisse, „die 
ihrerseits erst den .Sozialapparat' tra-
gen 78" ).

Da dergestalt das Zentrum des kapitalisti-
schen Systems undemokratisiert bleibe, müs-
se strukturell der vom Proletariat erkämpfte 
Sozialstaat solange gefährdet erscheinen, wie 
„die politische Macht nicht in Händen der 
Arbeiterklasse liegt und nicht vermittels der 
sozialistischen Staatsmacht der Grundwider-
spruch der kapitalistischen Gesellschaft, der-
jenige zwischen gesellschaftlicher Produktion 
und privater Aneignung der Resultate des 
Wirtschaftsprozesses, aufgehoben ist. Die Re-
aktion des Kapitals auf diesen proletarischen 
Kampf kann in bestimmten Krisenperioden 
bis zur ultima ratio des Faschismus ge-
hen." 79 ) Wenn heute die klügeren Vertreter 
des bürgerlichen Neokonservatismus ihre 
technokratischen Postulate angesichts der wis-
senschaftlich-technischen Revolution auf eine 
soziale Stabilisierung unter Vermeidung des 
Faschismus richteten, gehe dies keineswegs 
auf das immanente Verwertungsinteresse des 
Kapitals zurück. Vielmehr setze dieses fort-
während neues Destruktionspotential frei, das 
sich jederzeit aktualisieren könne, sobald die 
Arbeiterklasse diese Tendenzen nicht im in-
ternationalen Maßstab bekämpfe.

Graf Westarp geht also von der Hypothese 
aus, daß sich der Faschismus aufgrund der Ir-
rationalität kapitalistischer Verwertungsinter-
essen unter bestimmten angebbaren Bedin-
gungen gleichsam zwangsläufig durchsetzt. 
Dies unterstellt, wären allerdings die Vertre-
ter des technokratischen Konservatismus ob-
solet: '„ungeachtet einer vielleicht subjektiv 
ehrlichen Faschismusvermeidungsstrategie 
(vermag) ihr Versuch, nur die technisch-zivi-
lisatorischen Ergebnisse des menschlichen 
Aufklärungsprozesses zu nutzen, seine poli-
tisch-emanzipatorischen Konsequenzen für 
alle jedoch abzubiegen, ständig neue Kata-
strophen heraufzubeschwören" 80 ).



Die so konstatierte Zwangsläufigkeit, ange-
sichts derer der Konservatismus insgesamt zu 
einer bedeutungslosen Größe würde, ist je-
doch eine Annahme, die sich nicht auf eine 
theoretisch fundierte Analyse berufen kann. 
Sie beruht vielmehr auf einem Denken in 
Analogien, welches die Geschichte der bür-
gerlichen Gesellschaft in normativer Absicht 
auf ein Konglomerat von Beispielen reduziert, 
um daraus Handlungsanweisungen für die Be-
kämpfung eines antizipierten Faschismus ab-
zuleiten. Auch wenn unbestritten ist, daß der 
Faschismus als das Produkt der bürgerlichen 
Gesellschaft unter dem Zeichen antritt, diese 
gegenüber einer wirklichen oder nur sugge-

rierten sozialistischen Alternative zu behaup-
ten, verkennt dieser Ansatz jedoch die Dyna-
mik, die sich, ist der Faschismus im Besitz der 
Macht, auch gegen die herrschende Klasse 
richten kann.

Eben von diesem tendenziell unkalkulierba-
ren Risiko gehen aber offenbar die Vertreter 
des technokratischen Konservatismus aus: 
Ihre Strategie zielt denn auch konsequent 
darauf ab, den Faschismus genau so zu ver-
meiden wie eine mögliche Sozialisierung. Da 
sie im Begriff sind, den technologischen Fort-
schritt für ihre Zwecke zu nutzen, müssen sie 
als die relevantesten Hüter des Status quo 
angesehen werden.



Gerd-Klaus Kaltenbrunner: Gibt es eine konservative Theorie?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/74, S. 3—13

Die Frage, ob eine konservative Haltung theoriefähig sei, wird oft verneint. Konserva-
tive wie Nichtkonservative stimmen überwiegend darin überein, daß Konservatismus 
Verzicht auf Theorie bedeute.
Der Autor unterscheidet zwischen formalem Konservatismus und inhaltlichem Konserva-
tismus. Der erste bedarf keiner „konservativen Theorie", sondern allenfalls einer „Theo-
rie der Konservation" dessen, was jeweils bewahrt werden soll. Formaler Konservatis-
mus ist nicht notwendig irrational, seinen Kern bilden vielmehr ewige elementare Klug-
heitsregeln. \
Konservatismus im inhaltlichen Sinne war und ist „rechts". Solcher Konservatismus ist, 
wie ein Blick auf die Geschichte zeigt, durchaus theoriefähig. Im Anschluß an Armin 
Mohler wird unterschieden zwischen dem Konservatismus vor und nach der „Achsen-
zeit". Der Konservatismus vor der Achsenzeit kann noch an „haltende Mächte" anknüp-
fen und sich der Hoffnung hingeben, vorrevolutionäre Verhältnisse zu erneuern. Dieser 
Konservatismus ist in Europa in einer liberalen, romantischen oder traditionalistisch- 
legitimistischen Form wirksam geworden. Der Konservatismus der Nach-Achsenzeit sieht 
hingegen seine Aufgabe nicht mehr darin, den Status quo zu bewahren. Er will vielmehr 
Bedingungen schaffen, die Dauer, Bewahrung und Stabilität erst möglich machen. Er ist 
deshalb, wo er theoretisch wird, weder romantisch noch traditionalistisch, sondern 
„Systemkritik von rechts" aufgrund bestimmter anthropologischer und „transzendental-
soziologischer" Prämissen.
Der Autor teilt die konservativen Theoretiker in „Essayisten" und „Systematiker" ein, 
betont die Diskontinuität konservativen Denkens und unterscheidet drei Grundmuster 
konservativer Aussagen zum Problem: „Was bleibt? Was ändert sich?" Am Schluß des 
Beitrags werden unter Bezug auf Arnold Gehlen die anthropologischen Grundannahmen 
einer modernen konservativen Theorie skizziert.

Hermann Glaser: Die Mitte und rechts davon. Bemerkungen zur Tendenzwende 
in der Bundesrepublik.

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/74, S. 14—36

Dieser Essay — und als solcher kann er manche Aspekte nur andeuten, nicht systematisch 
ausbreiten — versucht, die Tendenzwende in der Bundesrepublik, das heißt die Zuwen-
dung zum Konservatismus bzw. das Erscheinungsbild des Neokonservatismus, aus kultur- 
und sozialpsychologischer Sicht zu deuten. Was sich an den Häufigkeitsmerkmalen verän-
derten Verhaltens ablesen läßt, signalisiert eine tiefgreifende Umstrukturierung kollek-
tiver Mentalität. Die Neue Linke löste nicht ein, was sie einst versprach; ist dies die Folge 
verfehlter Strategie oder Folge der „Dialektik der Aufklärung", die das rückläufige Ele-
ment in sich selbst trägt? Reformmüdigkeit macht sich breit; der Drang zur „Mitte", deren 
„Lokalisation" jedoch schwierig ist und die im Streit der Worte und Begriffe bislang Un-
definiert blieb, verstärkt sich.
Auch das gesellschaftliche Rollenspiel der Jugend ist anders geworden; was bis vor kur-
zem als elementarer Aufstand des Gewissens empfunden wurde, scheint dem modischen 
Wandel genauso zu unterliegen wie die warenästhetische Verpackung des Fortschritts-
glaubens. Politische Bildung muß unter veränderten Umständen die Defizite demokrati-
scher Identität sorgfältig analysieren und versuchen, neue Ziele, Inhalte und Methoden, 
im besonderen soziokultureller Art, zu reflektieren. Der „Wiederherstellung der Poli-
tik" sollte die Wiedergewinnung des Ästhetischen zur Seite treten, damit jene humane 
Totalität erreicht werden kann, die dem Zoon politikon das Behagen in der Kultur ver-
mittelt.

Richard Saage: Konservatismus und Demokratie. Zur neuesten Kontroverse über 
den Konservatismus.

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/74, S. 37

Ausgehend von Helga Grebings Definition des Konservatismus als einer dem Demokra-
tisierungsprozeß immanenten Gegenbewegung setzt sich der Verfasser im ersten Teil 
seiner Arbeit mit dem Begriff des „neuen, aufgeklärten" Konservatismus auseinander, 
dessen charakteristisches Merkmal seinem eigenen Anspruch nach darin bestehe, daß er 
sich der Dichotomie „fortschrittlich-konservativ" entzieht. Ob dieser Anspruch eingelöst 
wird, diskutiert der Autor anhand der verschiedenen Varianten des „neuen, aufgeklär-
ten Konservatismus", wie sie von v. Krockow, Fetscher, Hockerts und Kaltenbrunner 
vertreten werden.
Der zweite Teil der Untersuchung geht auf die orthodox-marxistische These ein, die 
Lutz Winckler ynd Graf Westarp in der Zeitschrift „Das Argument" aufstellten, wonach 
die prinzipielle politische Relevanz des Konservatismus — insbesondere auch seiner 
technokratischen Variante — überhaupt bestritten werden müsse.


